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Die Kehrtwende der Sozialdemokraten
Wie die SP auf den Ordnungsantrag der SVP reagierte – und dabei Fehler machte

Von Dominik Feusi, Bern

Das Gezänk um die «Lex USA» in der 
ersten Sessionswoche ist ein Lehrstück, 
wie bürgerliche Opposition funktionie-
ren kann. Entscheidend sind Dossier-
kenntnis und Tempo. Wer damit Druck 
auf den politischen Gegner machen 
kann, ist im Vorteil. Die vergangenen 
Tage in den fünf Akten einer Oper:

1. Akt: Exposition
Noch am Wochenende sind sich SP 

und SVP einig: Das Sondergesetz für 
den Steuerstreit der Schweizer Banken 
mit den USA ist abzulehnen. Für die SP, 
weil «Banken offensichtlich aus der 
UBS-Affäre nichts gelernt haben», für 
die SVP, weil es sich um eine «unseriöse 
Hauruckübung» handle. 

2. Akt: Die Spannung steigt
Am Sonntag kommt Tempo ins 

Spiel. Der Zuger SVP-Nationalrat Tho-
mas Aeschi reicht einen Ordnungsan-
trag ein. Er verlangt, dass die «Lex USA» 
im ordentlichen Verfahren behandelt 
werde. Das würde bedeuten, dass sie 
frühestens nach der Herbstsession in 
Kraft treten könnte. Wer gegen die Vor-
lage als Ganzes ist, muss diesem Ord-
nungsantrag zustimmen. Die Vertreter 
der SP im Büro des Nationalrates stim-
men am Montag auch entsprechend: 
Fraktionschef Andy Tschümperlin (SP, 
SZ) und Edith Graf-Litscher (SP, TG) 
stimmen dem Antrag von Thomas  
Aeschi zu. Der Walliser Stéphane Rossi-
ni enthält sich der Stimme. Im Büro 
reicht das nicht. Nachmittags entschei-
det sich der Rat, einen neuerlichen  
Ordnungsantrag am Mittwoch zu be-
handeln. 

3. Akt: Der Höhepunkt
Der Zeitgewinn führt zu fiebrigen 

Diskussionen. In der SP überlegt man 
sich, dem Ordnungsantrag Aeschi zuzu-
stimmen oder sich zu enthalten. Am 
Ende der Fraktionssitzung vom Diens-
tag kommt plötzlich Hektik über diese 
Frage auf. Der Einwand: Aus kommuni-
kativer Sicht ist eine Enthaltung zum 
Ordnungsantrag Aeschi schlecht. Wie 
erklärt man das den Medien, angesichts 

der klaren Position, dass man keine 
«Lex USA» will? Druck macht dem  
Vernehmen nach auch die Baselbieter 
SP-Nationalrätin Susanne Leutenegger 
Oberholzer. Sie will einen eigenen  
Ordnungsantrag einreichen und das 
Geschäft von der Traktandenliste neh-
men, bis der Bundesrat Informationen 
liefert. Kommunikativ ist der Antrag ein 
Erfolg. Taktisch rennt die SP der SVP 
hinterher. Und dies, obwohl die Sache 
mit den Ordnungsanträgen gemäss  
SP-Präsident Christian Levrat «zweit-
rangig» ist. 

4. Akt: Die Kehrtwende
In der Nacht kommen bei der SP 

Zweifel auf, ob das wirklich gut ist. Ju-
risten im Finanzdepartement warnen 
vor dem Aussetzen des Geschäfts. Das 
könnte auch als Votum gegen die Dring-

lichkeit der Angelegenheit verstanden 
werden und dem Bundesrat den Erlass 
des Gesetzes als Notverordnung ver-
wehren. Am Mittwochmorgen schreibt 
Leutenegger Oberholzer gemäss eige-
nen Angaben nach langer Überlegung  
ihren Antrag um. Statt Aussetzen des 
Geschäfts beantragt sie nun, dass das 
Geschäft «ausgestellt» werde, bis dem 
Parlament das US-Programm für die 
Banken und dessen Konsequenzen be-
kannt gegeben werden. Im Nationalrat 
fragen sich die Mitglieder, was denn 
«ausgestellt» genau heisse. Im Votum 
vor dem Rat spricht Leutenegger Ober-
holzer dann nur noch von einem Auf-
trag an die Kommission. Auf Fragen 
von Ratskollegen gibt sie allen zumin-
dest teilweise recht, sowohl dem Grü-
nen Louis Schelbert (LU), der den An-
trag unnötig findet, wie ihrem Kan-

tonskollegen Caspar Baader (SVP), der 
sie an ihre ursprüngliche Haltung erin-
nert. Dementsprechend stellt National-
ratspräsidentin Maya Graf nach der 
Abstimmung fest, das die «Lex USA» 
auf der Traktandenliste bleibe. Ein 
Ordnungsantrag für den Verbleib auf 
der Traktandenliste ist sinnlos und wi-
dersprüchlich.  

5. Akt: Das Finale
Der letzte Akt steht noch aus. Aber 

das Dilemma der Sozialdemokraten ist 
klar – und eine Minderheit in der Frak
tion sieht es auch so: Die SP wird bei  
ihrem Nein gegen das Gesetz bleiben 
müssen – oder nach ein paar Informa
tionshappen eine Kehrtwende durch-
führen. Das dürfte nicht mehr so ein-
fach sein wie beim Ordnungsantrag. 
Wir Zuschauer dürfen gespannt sein. 

Debatte vertagt 
im Steuerstreit
Kommission des Ständerats 
mochte sich noch nicht einigen

Von Christian Mundt, Bern

Die Stimmung in der Kommission für 
Wirtschaft und Abgaben des Ständerats 
war gestern gereizt. Zum zweiten Mal 
diese Woche mussten sich die Stände
räte ausserplanmässig Zeit nehmen, um 
das Gesetz zur Lösung des Steuerstreits 
mit den USA zu beraten. Und sie wer-
den sich kommenden Montag nochmals 
die Zeit dafür nehmen müssen. Denn 
die Kommission konnte sich auch ges-
tern nicht entscheiden. Bereits am Mitt-
woch soll das Geschäft aber im Stände-
ratsplenum besprochen werden.

Die Vertreter der kleinen Parla-
mentskammer verlangten mehr Infor-
mationen über das Programm von der 
anwesenden Finanzministerin Eveline 
Widmer-Schlumpf. Diese wiederum 
stellte einen Einblick in die «Eckwerte» 
des Programms in Aussicht. Was diese 
«Eckwerte» alles umfassen, konnte oder 
wollte Kommissionspräsident Konrad 
Graber (CVP, LU) nicht sagen.

Für Verwirrung bei den Kommis
sionsmitgliedern sorgen die Banken. An 
der Sitzung vom Montag setzte sich die 
Bankiersvereinigung für das Gesetz ein. 
In der Zwischenzeit sendeten einige Ins
titute allerdings gegenteilige Signale. 
Aus diesem Grund sollen kommenden 
Montag nochmals Vertreter von Banken 
zur Anhörung eingeladen werden. Wer, 
sei noch nicht bekannt, sagt Graber. Es 
gehe vor allem darum zu erfahren, was 
die Banken nun wirklich wollten.

Daneben sollen die Kantone  – 
vertreten durch den Präsidenten der Fi-
nanzdirektorenkonferenz, Peter Hegg-
lin  – und die Nationalbank angehört 
werden. Erstere sollen sich wegen der 
angeklagten Kantonalbanken äussern. 
Letztere soll erklären, welche Möglich-
keiten sie im Fall von Klagen gegen die 
Banken habe (siehe Interview).

An der gestrigen Sitzung nahm 
neben der Finanzministerin und dem 
Chefunterhändler Michael Ambühl 
auch Mark Branson, Geschäftsleitungs-
mitglied der Finanzmarktaufsicht, teil. 
Dabei wurden die Ständeräte geradezu 
mit Informationen überflutet, wie ein 
Kommissionsmitglied im Anschluss an 
die Sitzung sagte. 
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«Die Situation aller 
Banken, die US-Kunden 
betreuten, ist mehr als 
nur ungemütlich.»

«Eine Destabilisierung des Finanzplatzes ist nicht realistisch»
Bankenprofessor Martin Janssen fordert ein gemeinsames Abwehrdispositiv von Banken, Politik und Nationalbank

Von Christian Mundt, Bern

BaZ: Herr Janssen, im Januar 2012 
warnten Sie bereits, der grösstmögliche 
Schaden für den Finanzplatz seien 
Anklagen gegen einzelne Banken. 
Bewahrheitet sich das jetzt?

Martin Janssen: Spätestens 2009 
zeichnete sich ab, 
dass wir mit den 
USA Probleme be-
kommen könnten. 
Ich kann die Ameri-
kaner auch verste-
hen, wenn sie Ban-
ken, von denen sie 
annehmen, dass die-

se US-Bürgern dabei helfen, Steuern 
zu hinterziehen, ihre Clearing-Syste-
me nicht zur Verfügung stellen wol-
len. Also, was machen sie?

Sie drohen mit Klagen.
Genau. Die Amerikaner wollen drei 
Dinge: dass die amerikanischen Steu-
erhinterzieher zur Rechenschaft ge-
zogen werden, dass die betreffende 
Bank die vermutete Praxis einstellt 
und dass der amerikanische Fiskus 
sein Geld, erhöht um eine saftige Bus-
se, erhält. Das grosse Problem einer 
Anklage aus Sicht einer Schweizer 
Bank besteht darin, dass die andern 
Banken mit einer angeklagten Bank 
nicht mehr zusammenarbeiten kön-
nen. Damit gerät die Bank in eine 
schwierige Lage, weil sie Dollarzah-
lungen fast nicht mehr abwickeln 
kann und Kunden der Bank den 
Rücken kehren. Das Risiko ist also 
hoch. Am höchsten dürfte es dann 
sein, wenn eine Bank die behauptete 
Steuerhinterziehungspraxis nicht 
einstellt. Die Situation aller Banken, 
die US-Kunden betreuten, ist mehr 
als nur ungemütlich.

Was soll die Schweiz in dieser Lage tun?
In dieser Situation gibt es keine 
«gute» Lösung. Aber es gibt Varian-
ten, welche die Schweiz evaluieren 
muss. Eine Möglichkeit wäre, dass 
man die Banken ihrem Schicksal 
überlässt und sagt, dass sie selber 
ausbaden sollen, was sie sich einge-
brockt haben. Das ist im Falle grosser 
Banken gefährlich für die Schweiz 
insgesamt. Eine zweite Möglichkeit 
ist der Vorschlag des Bundesrates: 
Die Schweiz hebelt ein paar Gesetze 
aus und veranlasst die Banken damit, 
der anklagenden Behörde alle Infor-
mationen zu liefern, damit diese 
möglichst weitere Banken und Hilfs-
personen bedrohen und de facto fak-
tisch erpressen kann. Bei dieser Mög-
lichkeit wird der Rechtsstaat ausge-
hebelt; und vielleicht wird dann die 
erste Möglichkeit auch noch relevant.
Eine dritte Möglichkeit ist die Erstel-
lung eines Abwehrdispositivs in der 
Schweiz mit dem Ziel, den betroffe-
nen Banken und Personen einen fai-
ren Prozess zu ermöglichen. Die Ban-
ken müssten sich dann zwar dem US-
Recht beugen, obwohl sie vielleicht 
nie eine Tätigkeit in den USA ausführ-
ten. Ich erachte das aber als deutlich 
besser als eine Situation, in der man 
sich nicht wehren kann. Noch eine 
Bemerkung in diesem Zusammen-
hang: Die Idee mit diesen Leaver-Lis-
ten ist rechtsstaatlich wohl in Ord-
nung, materiell aber Augenwischerei.

Das müssen Sie erklären.
Mit dem Doppelbesteuerungsabkom-
men von 2009 hat sich die Schweiz 
verpflichtet, Amtshilfe auch dann zu 
leisten, wenn keine Namen vorliegen, 
sondern nur Handlungsmuster und 
Umstände zu erkennen sind, die je-
nen bei der UBS entsprechen. Mit den 

Leaver-Listen werden die USA in die 
Lage versetzt, über Gruppenanfragen 
die Namen jener Kunden zu erfahren, 
die von einer Bank zu einer anderen 
gewechselt haben.

Trotzdem: Wenn Banken den amerikani-
schen und nicht den Schweizer Rechts-
weg beschreiten, brechen sie irgend-
wann Schweizer Recht?

Nein, nicht zwingend. Sie akzeptie-
ren nur die extraterritoriale Anwen-
dung des amerikanischen Rechts in 
der Schweiz. In Menschenrechtsfra-
gen kennt die Schweiz solche Wir-
kungen. Die Amerikaner wenden die-
ses Prinzip auch auf Steuerfragen an.

Damit stehen sie aber in Konflikt zu uns, 
weil wir das nicht wollen.

Natürlich ist es ein Dilemma: Wir wol-
len die amerikanischen Clearing-Sys-
teme. Sie haben den Eindruck, wir 
wollen sie betrügen.

Wenn die Amerikaner eine Bank ankla-
gen, kann diese nicht mehr weiterope-
rieren. Ein Gerichtsverfahren nach US-
Recht würde daran nicht viel ändern.

Kann man in Verhandlungen keinen 
Weg finden, dass dieses US-Clearing 
weiterhin möglich ist, wäre es meiner 
Ansicht nach Sache der Schweizeri-
schen Nationalbank (SNB), das Clea-
ring für grössere Banken zu überneh-
men, solange sie nicht insolvent sind.

Der Bundesrat sagte in einer Antwort 
auf ein Postulat, dies sei nicht möglich.

Im Nationalbankengesetz sind die 
Aufgaben und Pflichten der SNB defi-

niert. In Artikel fünf geht es unter an-
derem um die Stabilität des Finanz-
platzes. In Artikel neun wird festge-
halten, dass die SNB Franken und 
Fremdwährungen kaufen und ver-
kaufen darf.

Würde das ausreichen, um eine Bank zu 
retten?

Kauf und Verkauf von Fremdwährun-
gen sind zwar viel weniger als ein 
Dollar-Clearing. Aber zusammen mit 
Clearing-Möglichkeiten in Asien oder 
mit dem New-York-Fed, mit dem die 
SNB zusammenarbeitet, ist eine sol-
che Aufgabe der SNB zuzutrauen. 
Das Fed hat im Übrigen kein Interes-
se, dass der Finanzplatz Schweiz de-
stabilisiert wird. Man muss auch be-
denken, dass die SNB dies ja nicht 
über Jahre machen müsste.

Was wären aus Ihrer Sicht die Konse-
quenzen, wenn einer der beiden eidge-
nössischen Räte den Steuer-Deal mit 
den Amerikanern ablehnen würde?

Wir kennen die Resultate keiner der 
genannten Varianten. Genau darum 
müssen wir ein Abwehrdispositiv er-
stellen, um uns auf solche Unwägbar-
keiten einzustellen. Klar, kann es jetzt 
zu einem Kraftakt der Amerikaner 
kommen, der eine weitere Vermögens-
verwaltungsbank treffen könnte. Aber 
wir sollten nicht vergessen, dass die 
Amerikaner nichts davon haben, wenn 
eine Bank zwar untergeht, die USA 
aber weder Geld noch Namen von 
Kunden erhalten. Sie werden uns zwar 
bedrohen, aber eine Destabilisierung 
des Finanzplatzes Schweiz, ohne dass 
sie ihre Ziele erreicht haben, ist kein 
realistisches Resultat.

Mit welchem Schaden wäre in einem 
solchen Fall zu rechnen?

Bei der Bank Wegelin hat man gese-
hen, dass eine systemisch nicht rele-

vante Bank abgewickelt werden 
kann, ohne dass die Kunden zu Scha-
den kommen. Wird eine solche Bank 
einfach sich selber überlassen, müs-
sen die Eigentümer die Konsequen-
zen tragen. Aber das ist halt so in ei-
ner Marktwirtschaft. Eine Bank, die 
nicht insolvent ist, wird auch ihre Ein-
leger voll entschädigen können, falls 
sie angeklagt wird und ihren Betrieb 
einstellen muss. Bei Universalbanken 
sieht das möglicherweise anders aus.

Weshalb?
Eine solche Bank, eine Kantonalbank 
oder eine Grossbank, nimmt in gros-
sem Umfang Kundengelder entgegen 
und gewährt Kredite. Hier spielen die 
Kreditbeziehungen eine wichtige Rol-
le. Müsste eine solche Bank abgewi-
ckelt werden, wäre der Schaden deut-
lich höher und würde nicht nur die 
Eigentümer, sondern auch die Kredit-
kunden treffen, die neue Bankbezie-
hungen aufbauen müssten. Bei einer 
Universalbank würde es auch Auswir-
kungen auf den Werkplatz geben.

Hat dann das Parlament nicht falsch 
entschieden, wenn es den Banken nicht 
erlaubt zu kooperieren?

Meiner Meinung nach überhaupt 
nicht! Man kann doch in einem 
Rechtsstaat nicht Gesetzen zustim-
men, von denen man nicht weiss, was 
sie bedeuten, nur weil man von einem 
anderen Staat unter Druck gesetzt 
wird. Das ist fast schon eine Kapitula-
tion. Ich möchte mir gar nicht ausma-
len, wenn andere Staaten auf die Idee 
kämen, es den USA nachzumachen, 
und der Bundesrat sich gleich 
schwach verhält. Ich sehe keinen an-
deren Weg, als das Abwehrdispositiv 
aufzustellen. Vermutlich steht es ja 
schon lange, aber das Faktum wird 
nicht an die grosse Glocke gehängt.


